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Damit ist die Beschlussempfehlung mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen 
beschlossen und der Einzelplan 04 angenommen. 
Meine Damen und Herren, damit sind alle Einzelpläne beraten, und wir kommen zur 
Schlussabstimmung, und zwar erstens über das Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2009 Drucksachen 
14/7000 und 14/7900. Ich weise darauf hin, dass es hierzu eine Beschlussempfehlung 
und einen Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses in der Drucksache 14/8000 gibt. 
Die Beratungen darüber haben wir bereits gestern geführt. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in der vorgenannten Beschlussempfehlung, den Gesetzentwurf Drucksa-
chen 14/7000 und 14/7900 in der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. Wer dem seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Koalitionsfraktio-
nen von CDU und FDP. Wer ist dagegen? - SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und der 
Abgeordnete Sagel. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen und das das Haus-
haltsgesetz 2009 in zweiter Lesung verabschiedet. 

(Beifall von CDU und FDP) 
Ich weise darauf hin, dass es jetzt noch eine Rücküberweisung des Haushaltsgesetzes 
2009 Drucksache 14/7000 und 14/7100 und des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2009 
Drucksache 14/7002 und 14/7100 an den Haushalts- und Finanzausschuss zur Vorbe-
reitung der dritten Lesung gibt. Wer dem seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Einstimmig ist diese Rücküberwei-
sung beschlossen. 
Die dritte Lesung ist für die Plenartage 11. und 12. Februar 2009 vorgesehen. 
Wir kommen zu: 

2 Kein Kind ohne Mahlzeit an den Schulen mit Nachmittagsunterricht 
Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/8322 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antragstellende SPD-Fraktion Herrn Abgeordne-
ten Professor Bovermann das Wort. Bitte schön. 

Prof. Dr. Rainer Bovermann (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
hoffe, Sie hatten heute alle Gelegenheit, im Landtagsrestaurant eine warme Mahlzeit einzu-
nehmen, um nun am späten Nachmittag noch aufmerksam einer Debatte zu folgen. 
Das unterscheidet Sie von vielen Schülerinnen und Schülern in der Sekundarstufe I in Nord-
rhein-Westfalen. Ihnen, den Schülerinnen und Schülern, wird zugemutet, dem Unterricht in 
der achten Schulstunde zwischen 15 und 16 Uhr zu folgen, und das vielfach noch ohne ein 
Mittagessen, das diesen Namen tatsächlich verdient. 
Dabei ist die Sache ganz einfach und auch zwischen den Fraktionen eigentlich nicht strittig. 
Wir brauchen nur einen Blick in den Enquete-Bericht „Chancen für Kinder“ zu werfen. Dort 
wird zum einen der Ausbau des Ganztags für alle Schulformen verlangt. Zum anderen wird 
gefordert - ich zitiere -,  
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dass kein Kind aufgrund der finanziellen und sozialen Situation der Eltern von einem Mit-
tagessen in Kindertageseinrichtungen und Schulen mit Ganztagsangeboten ausge-
schlossen wird. 

Auch die Landesregierung verfolgt scheinbar diese beiden Ziele. Mit der sogenannten 
Ganztagsoffensive soll nach Aussage des Ministerpräsidenten der Ganztag in die Fläche 
gebracht werden. Zugleich hat die Landesregierung den Fonds „Kein Kind ohne Mahlzeit“ 
aufgelegt, um auch Kindern aus einkommensschwachen Familien die Teilnahme am Mit-
tagessen an einer Ganztagsschule zu ermöglichen. 
So weit, so gut - könnte man meinen. Aber wieder einmal stimmen schwarz-gelber An-
spruch und Wirklichkeit nicht überein. Zudem werden handwerkliche Mängel bei der Regie-
rungsarbeit deutlich. Ich will das an drei Problembereichen erläutern. 
Zunächst gilt der Landesfonds nur für Schüler an echten Ganztagsschulen. Doch davon gibt 
es bekanntlich noch zu wenige. Zudem liegt der Schwerpunkt einseitig bei den Hauptschu-
len, während der Ausbau bei Realschulen und Gymnasien auf einen Bruchteil der Gesamt-
zahl begrenzt ist und nur schleppend vorankommt. 
Darüber hinaus stellt sich die Frage, was denn mit den Halbtagsschulen mit Nachmittagsun-
terricht ist. Auch dort gibt es Kinder aus einkommensschwachen Familien. Da es sich jedoch 
nicht um echte Ganztagsschulen handelt, kann der Landesfonds nicht für die Finanzierung 
eines Mittagessens genutzt werden. Auch fehlt es häufig an den baulichen Voraussetzun-
gen für eine Übermittagbetreuung. 
Die Mittel aus dem 1000-Schulen-Programm reichen oftmals nicht aus. Wir wissen, dass der 
Landeszuschuss bei 100.000 € liegt. Die Kommune muss noch einmal den gleichen Betrag 
drauflegen. Wir wissen aber auch, dass eine Mensa mindestens 750.000 € bis zu 
1,5 Millionen € kostet. 
Hinzu kommen noch die hausgemachten Probleme dieser Landesregierung. Die beschlos-
sene Schulzeitverkürzung auf dem Weg zum Abitur führt zur Ausweitung des Unterrichts in 
der Sekundarstufe I des Gymnasiums in den Nachmittag hinein. Der Erlass zur Fünftage-
woche an Schulen sieht nun nach sechs Stunden Vormittagsunterricht verpflichtend eine 
Mittagspause von 60 Minuten vor, in der Speisen und Getränke für eine einfache Mahlzeit 
zum Kauf angeboten werden. 
Wie sieht aber die Wirklichkeit aus? Das konnte ich noch heute in einem Gespräch mit 
Schülern aus Hattingen erfahren, die zum Landtagsbesuch gekommen waren. Sie kritisier-
ten die überstürzte und improvisierte Einführung eines Mittagessens in ihrer Schule, das sie 
demnächst in einem weiß gestrichenen Kellerraum einnehmen dürfen. Der offene Ganztag 
wurde falsch angepackt. – So kommentierte eine Schülerin die Situation in der Lokalzeitung. 
Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion fordert, dass kein Kind an einer Schule mit 
Nachmittagsunterricht ohne Mahlzeit bleibt und dass kein Kind nur aus finanziellen Gründen 
vom gemeinsamen Mittagessen ausgeschlossen wird. Dazu muss die Begrenzung des 
Landesfonds auf Ganztagsschulen aufgehoben werden. Alle Kommunen – auch diejenigen, 
die sich im Nothaushalt und in der Haushaltssicherung befinden – müssen von dem Fonds 
profitieren können. 
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Schließlich müssen an allen Schulen mit Nachmittagsunterricht auch die Voraussetzungen 
für eine Mittagsverpflegung geschaffen werden. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr Kollege Professor Bovermann. – Für die 
CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Klaus Kaiser das Wort. Bitte schön. 

Klaus Kaiser (CDU): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der vorlie-
gende Antrag der SPD-Fraktion spricht durchaus ein Problem an, an dessen Lösung wir alle 
interessiert sind. Denn es war unser Ministerpräsident Jürgen Rüttgers, der den Fonds „Kein 
Kind ohne Mahlzeit“ ins Leben gerufen hat. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Nein! Wir haben den Antrag gestellt!) 
Die Zahlen machen deutlich, dass sich dieser Fonds großen Zuspruchs erfreut und eine 
konkrete Hilfe ist. Deshalb ist diese Initiative der Landesregierung unbedingt zu begrüßen. 
Aber der Antrag der SPD-Fraktion verzichtet nicht auf die üblichen parteipolitischen Spitzen 
und Angriffe durch Sätze wie: „So wurden die Gymnasien durch das Turbo-Abitur geradezu 
in den Ganztag gezwungen.“ 

(Ute Schäfer [SPD]: Das ist die Realität! – Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 
Meine Damen und Herren von der Opposition, ich möchte Ihnen zurufen: Geht es nicht ein-
mal eine Nummer kleiner? Was Sie erzählen, ist doch grober Unfug. An anderer Stelle ha-
ben wir bereits darauf hingewiesen, welche zusätzlichen Leistungen wir anbieten. 
Sie wissen so gut wie wir, dass Ganztagsangebote an vielen Gymnasien heute schon ge-
lebte Praxis sind. Es ist dieser Regierung zu verdanken, dass wir endlich auch Ganztags-
schulen an Gymnasien und Realschulen schaffen. 216 Gymnasien und Realschulen be-
kommen den Ganztag. Das sind mit einem Schlag rund 20 % der betroffenen Schulen. Bei 
den finanziellen Rahmenbedingungen ist das ein durchaus bemerkenswerter Kraftakt und 
hat eine ganz andere Dimension als das, was Ihre lokale Politik in diesem Bereich über 
Jahrzehnte bedeutet hat. 
Vor dem Hintergrund der Gesamtproblematik ist es einfach etwas einfallslos, wenn Sie Ihre 
übliche Mäkelei über den Schulbereich fortsetzen. Die vom Land bereitgestellten 100.000 € 
für den Bau der Mensen sind zusätzliche Mittel für die Wahrnehmung einer eindeutig kom-
munalen Aufgabe. Das Land leistet dort Vorbildliches. 
Ich kann auch nicht nachvollziehen, warum eine Mensa unbedingt mehr als 700.000 € kos-
tet. Der eine oder andere weiß, dass ich kommunalpolitisch aktiv bin. In meiner Kommune, 
in der wir im Moment die Haushaltsplanberatungen durchführen, werden wir sieben Schulen 
mit Mensen ausbauen. Die Vorgabe für jede Schule war, mit den 200.000 € auskommen zu 
müssen. Siehe da: Es gibt schon ganz erstaunliche Konzepte, und die Schulen sind dazu in 
der Lage. 
Was wir als Land an Kofinanzierung anbieten, ist in den meisten Fällen durchaus auskömm-
lich. Etwas anderes ist es, wenn Schulen schon so weit heruntergekommen sind, dass im 
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